
die überlassenen vertraulichen Unterlagen und Informationen 
dürfen nur solchen Mitarbeitern zugänglich gemacht werden, 
die diese zur Erfüllung des Vertrags benötigen; 

die Vertragsparteien werden diese Mitarbeiter entsprechend die­
ser Vereinbarung zur Vertraulichkeit verpflichten; 

auf Verlangen, spätestens jedoch bei Beendigung der Zusam­
menarbeit der Vertragsparteien sind alle in diesem Zusammen­
hang vorhandenen vertraulichen Informationen unwiederbring­
lich zu löschen oder an die jeweils andere Vertragspartei zurück­
zugeben? 

( 1 ) Richtlinie 2002/58/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Juli 2002 über die Verarbeitung personenbezogener Daten 
und den Schutz der Privatsphäre in der elektronischen Kommunika­
tion (Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation); ABl. 
L 201, S. 37. 

Vorabentscheidungsersuchen des Juzgado de lo Mercantil 
n o 1 de Granada (Spanien), eingereicht am. 8. März 2012 

— Promociones y Construcciones BJ 200 S. L. u. a. 

(Rechtssache C-125/12) 

(2012/C 174/22) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Vorlegendes Gericht 

Juzgado de lo Mercantil n o 1 de Granada 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Promociones y Construcciones BJ 200 S. L., Ignacio Alba Mu­
ñoz, Insolvenzverwalter der Promociones y Construcciones BJ 
200 S. L. und Agencia Estatal de la Administración Tributaria 
(Staatliche Finanzverwaltung) 

Vorlagefragen 

1. Ist Art. 199 Abs. 1 Buchst. g der Richtlinie 2006/112/EG ( 1 ) 
des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem, der bestimmt, dass „(1) Die Mitglied­
staaten … vorsehen [können], dass der steuerpflichtige Empfänger 
die Mehrwertsteuer schuldet, an den folgende Umsätze bewirkt 
werden: … g) Lieferung von Grundstücken, die vom Schuldner 
im Rahmen eines Zwangsversteigerungsverfahrens verkauft wer­
den“, bei einem gerichtlichen Insolvenzverfahren, das eröff­
net wird, nachdem die Insolvenz des Schuldners festgestellt 
wurde, dahin auszulegen, dass er sich nur auf Lieferungen 
bezieht, die aufgrund der auf die Liquidation gerichteten 
Natur des Verfahrens oder des Liquidationsabschnitts, in 
dem sich das Verfahren befindet, erfolgen, so dass die Ver­
äußerung der Grundstücke im Rahmen der abschließenden 
Liquidation seines Vermögens stattfinden muss, oder bezieht 
er sich, wenn neben der Liquidation des insolventen Unter­
nehmens auch andere Möglichkeiten zum Abschluss des 
Verfahrens in Betracht kommen, auch auf Lieferungen von 
Grundstücken durch den insolventen Schuldner während 
eines Insolvenzverfahrens? 

2. Ist Art. 199 Abs. 1 Buchst. g der Richtlinie 2006/112/EG 
des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem dahin auszulegen, dass das „Zwangs­
versteigerungsverfahren“, auf das er Bezug nimmt, ein kol­
lektives gerichtliches Insolvenzverfahren umfasst, in dem 
außerhalb einer vorgeschriebenen Phase der Liquidation 
des Vermögens und allein aus Gründen der Opportunität 
ein freiwilliger Verkauf von Vermögensgegenständen vor­
genommen wurde, oder bezieht er sich nur auf gerichtliche 
Zwangsversteigerungen zur Liquidation des Schuldnerver­
mögens? 

3. Sollte sich im letztgenannten Fall Art. 199 Abs. 1 Buchst. g 
der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 
2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem aus­
schließlich auf Zwangsversteigerungen zur Liquidation des 
Schuldnervermögens beziehen: Kann diese Vorschrift dahin 
ausgelegt werden, dass sie die Verlagerung der Mehrwert­
steuerschuld bei einer Übertragung eines Grundstücks durch 
den insolventen Schuldner aus Gründen der Opportunität 
und im Interesse des Insolvenzverfahrens unabhängig von 
der vollständigen Liquidation seines Vermögens ausschließt 
und infolgedessen eine nationale Vorschrift, die den Tat­
bestand des Art. 199 Abs. 1 Buchst. b der Richtlinie 
2006/112 auf Fälle erstreckt, die diese Bestimmung nicht 
regelt, nicht angewendet werden kann? 

( 1 ) ABl. L 347, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts des Landes 
Sachsen-Anhalt (Deutschland) eingereicht am 8. März 2012 
— Magdeburger Mühlenwerke GmbH gegen Finanzamt 

Magdeburg 

(Rechtssache C-129/12) 

(2012/C 174/23) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Finanzgericht des Landes Sachsen-Anhalt 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Magdeburger Mühlenwerke GmbH 

Beklagter: Finanzamt Magdeburg 

Vorlagefrage 

Hat die Entscheidung der Kommission vom 20. Mai 1998 (Nr. 
K(1998) 1712) ( 1 ) dem deutschen Gesetzgeber einen Umset­
zungsspielraum bei der Ausgestaltung des § 2 Satz 2 Nr. 4 
Investitionszulagengesetz (InvZulG 1996) in der Fassung des 
Steuerentlastungsgesetzes 1999 vom 19. Dezember 1998 belas­
sen, wonach durch diesen eine Regelung gedeckt wäre, die hier­
von betroffene Investitionen begünstigt, bei denen die bindende
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Investitionsentscheidung vor Ablauf der Frist zur Umsetzung 
der Kommissionsentscheidung bzw. vor Veröffentlichung der 
beabsichtigten Maßnahmen im Bundessteuerblatt (BStBl) getrof­
fen wurde, die Lieferung des Investitionsgegenstands sowie die 
Festsetzung und Auszahlung der Zulage aber danach erfolgt? 

( 1 ) Entscheidung der Kommission Nr. 1999/183/EG über mögliche 
staatliche Beihilfen Deutschlands zur Verarbeitung und Vermarktung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse Deutschlands auf der Grundlage be­
stehender Beihilferegelungen mit regionaler Zielsetzung, ABl. L 60, 
S. 61 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal Supremo 
(Spanien), eingereicht am 19. März 2012 — Caixa 
d’Estalvis i Pensions de Barcelona/Generalidad de Cataluña 

(Rechtssache C-139/12) 

(2012/C 174/24) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal Supremo 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Caixa d’Estalvis i Pensions de Barcelona 

Beklagte: Generalidad de Cataluña 

Vorlagefragen 

1. Schreibt die Richtlinie 77/388/EWG ( 1 ) des Rates vom 17. 
Mai (jetzt Richtlinie 2006/112/EG vom 28. November) in 
ihrem Art. 13 Teil B Buchst. d Nr. 5 vor, dass den Verkauf 
von Aktien betreffende Transaktionen durch einen Steuer­
pflichtigen, die den Erwerb des Eigentums an unbeweglichen 
Sachen einschließen, ohne Befreiung der Mehrwertsteuer un­
terliegen, wenn man die Ausnahme berücksichtigt, die sie 
für Wertpapiere vorsieht, deren Besitz rechtlich oder tatsäch­
lich das Eigentums- oder Nutzungsrecht an einem Grund­
stück oder Grundstücksteil begründet? 

2. Lässt die Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai das 
Vorhandensein von Vorschriften wie Art. 108 des spa­
nischen Gesetzes 24/1988 über den Wertpapierhandel zu, 
wonach auf den Erwerb der Mehrheit des Kapitals einer 
Gesellschaft, deren Aktiva im Wesentlichen aus Grundver­
mögen bestehen, ohne Rücksicht auf die mögliche Unter­
nehmereigenschaft der an der Transaktion Beteiligten eine 
von der Mehrwertsteuer verschiedene indirekte Steuer, die 
sogenannte Steuer auf vermögensrechtliche Übertragungen 
und beurkundete Rechtsakte, erhoben wird, ohne dabei 
den Fall auszuschließen, in dem die Transaktion bei direkter 
Übertragung der unbeweglichen Sachen anstelle der Aktien 
oder Anteile der Mehrwertsteuer unterlegen hätte? 

3. Ist eine nationale Vorschrift wie Art. 108 des spanischen 
Gesetzes über den Wertpapierhandel vom 28. Juli 1988 in 
der Fassung der 12. Zusatzbestimmung des Gesetzes 
18/1991, wonach der Erwerb der Mehrheit des Kapitals 
von Gesellschaften, deren Aktiva im Wesentlichen aus in 
Spanien belegenem Grundvermögen bestehen, besteuert 
wird, ohne den Nachweis zuzulassen, dass die Gesellschaft, 
deren Kontrolle erworben wird, wirtschaftlich tätig ist, mit 
der durch Art. 43 EG (jetzt Art. 49 AEUV) garantierten 
Niederlassungsfreiheit und dem in Art. 56 EG (jetzt Art. 
63 AEUV) geregelten freien Kapitalverkehr vereinbar? 

( 1 ) des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvor­
schriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Gemein­
sames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige Bemes­
sungsgrundlage, ABl. L 145, S. 1. 

Klage, eingereicht am 29. März 2012 — Europäische 
Kommission/Königreich Spanien 

(Rechtssache C-151/12) 

(2012/C 174/25) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: G. 
Valero Jordana und B. Simon) 

Beklagter: Königreich Spanien 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— festzustellen, dass das Königreich Spanien im Zusammen­
hang mit seinen innergemeinschaftlichen Einzugsgebieten 
gegen seine Verpflichtungen aus Art. 4 Abs. 8, Art. 7 
Abs. 2, Art. 10 Abs. 1 und 2 sowie den Abschnitten 1.3 
und 1.4 des Anhangs V der Richtlinie 2000/60/EG ( 1 ) des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 
2000 zur Schaffung eines Ordnungsrahmens für Maßnah­
men der Gemeinschaft im Bereich der Wasserpolitik versto­
ßen hat; 

— dem Königreich Spanien die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Kommission ist der Ansicht, dass das Königreich Spanien 
die in den Klageanträgen genannten Bestimmungen der Richt­
linie 2000/60/EG fehlerhaft umgesetzt habe, da die spanische 
Regelung nur für innergemeinschaftliche Einzugsgebiete in Spa­
nien gelte. Deshalb seien die genannten Bestimmungen bezüg­
lich der innergemeinschaftlichen Einzugsgebiete (jener, deren 
Gewässer innerhalb einer Autonomen Gemeinschaft fließen) 
nicht ins spanische Recht umgesetzt worden. 

( 1 ) ABl. L 327, S. 1.
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